
spräche, seine Bemerkungen zur Richterfortbildung, 
auch durch (z. Z. noch kaum realisierbare) Auslands­
studien, und zum Rechtsunterricht in den Schulen 
sind von großem positivem Wert. Seine Annahme, 
Hitler sei „am Recht“ gescheitert (S. 237), und nicht 
an der Roten Armee und ihren Verbündeten, ist doch 
wohl ein abstrakt-idealistischer Irrtum. Schiffers Ge­
danken zur Ausweitung der richterlichen Unabhängig­
keit, zur politischen Abstinenz des Richters, zur Privi­
legierung durch ein besonderes Disziplinarverfahren 
ruhen auf der Konzeption eines Staates, der seit der 
Aufbruchperiode der demokratisch-antifaschistischen 
Ordnung nicht mehr vorhanden ist, auf dem Ja zu 
einer selbständigen Justizbürokratie (wenn auch in 
modifizierter Gestalt), auf der kritischen Zurück­
haltung gegenüber der Wirkungskraft der politischen 
Parteien. Zwar fordert auch Schiffer eindeutig den 
demokratisch gesinnten Richter, zwar stimmt er für 
erweiterte Zulassung zum Richteramt und zur An- 
wialtschaft, zwar lobt er die Wiederbelebung der 
öffentlichen „Urteilsschelte“, wenn auch nur in Form 
von Ausspracheabenden, und bekennt sich einge­
schränkt zum Nutzen der Durchführung von Straf­
prozessen in erweiterter Öffentlichkeit, aber dies alles 
doch nur verbunden mit großer Skepsis gegenüber 
einer laufenden demokratischen Kontrolle der Richter 
und ihrer Tätigkeit im allgemeinen; die Spruchtätig­
keit im Einzelfall will niemand kontrollieren, sie 
steht nicht zur Debatte. Hier scheint mir jene Ein­
sicht notwendig, die sich in einer Studie der Ber­
liner Landgerichtspräsidentin Neumann (in Fechners 
„Beiträgen zur Demokratisierung der Justiz“, S. 162) 
findet: „In dem . . . die Mitwirkung der demokra­
tischen Bevölkerung und ihre gesellschaftliche Kon­
trolle geschaffen und ausgebaut wird, verschwindet 
die Isolierung der Justiz. Ein neues Recht kann nur 
aus der politischen Bewegung erwachsen, und es ist 
eine der entscheidenden Aufgaben unserer politischen 
Parteien, die politische Bewegung des Landes auf 
das hohe Niveau einer Wissenschaft zu heben.“ Dann 
wird das individuelle, subjektive Rechtsschutzbedürfnis, 
um dessen vernünftige Begrenzung Schiffer in so 
beachtlicher Weise bemüht ist, zurücktreten vor dem 
objektiven „Rechtsschutzinteresse der arbeitenden 
Menschheit, gerichtet gegen den Mißbrauch wirt­
schaftlicher Vormachtstellungen, auf Beseitigung 
ökonomischer Ausbeutung, Ungleichheit und Un­
sicherheit und der darauf beruhenden politischen und 
geistigen Anarchie“, wovon bei Schultes (in Fechners 
„Beiträgen“ S. 86) so überzeugend die Rede ist, und 
damit wird dann wirklich die Krise der deutschen 
Justiz für immer, weil von der Wurzel her, aufge­
löst sein.

Von dem Werk Eugen Schiffers wird die neue 
deutsche Justiz — ob kritisch oder unmittelbar 
rezeptiv — lange zehren.

Aus der Praxis — für die Praxis

Zur richtigen Durchführung des 
vorbereitenden Verfahrens in Ehesachen

Aus der Praxis werden in zunehmendem Maße 
Stimmen laut, die erkennen lassen, daß die richtigen 
Methoden, um den Sinn der neuen Verfahrensregelung 
in Ehesachen der gesetzgeberischen Absicht entspre­
chend zu verwirklichen, noch lange nicht von allen 
Gerichten angewandt werden. So heißt es z. B. in 
einer Zuschrift, die zweifellos eine verbreitete Auf­
fassung vertritt, wie folgt:

„Es häufen sich die Beschwerden der Streitteile, die 
sich auf eigene Kosten einen Anwalt nicht leisten 
können. Sie sind nun gezwungen, zu jedem Termin 
zum Amtsgericht zu kommen. Dies bedeutet prak­
tisch oft den Verlust des ganzen Tages. Was aber noch 
schlimmer ist, diese Menschen sind nicht in der Lage, 
die Termine auch nur notdürftig vorzubereiten. Sie 
schreiben wohl dem Gericht lange Erzählungen und 
Briefe, aber in einer rechtlich meistens imverwend­
baren Form. Gewöhnlich sind diese Briefe auch 
noch ohne Abschriften gefertigt, so daß die Kanz­
leien des Amtsgerichts jetzt die Mühe haben, Ab­

schriften herzustellen und dem Gegner zu über­
senden. Daß hierbei alles Mögliche erwähnt und vor­
getragen wird, was mit dem Prozeß nichts zu tun 
hat, ist selbstverständlich.“
Der Schreiber dieser Zeilen zieht aus diesen Fest­

stellungen die Folgerung, daß die Amtsgerichte doch 
im Interesse der reibungsloseren Abwicklung der Ehe­
prozesse mit der Zuordnung von Armenanwälten groß­
zügig verfahren sollten, damit das Gericht prägnante 
und rechtserhebliche Schriftsätze in die Hand bekomme 
— und beweist damit, daß er den tieferen Sinn der 
Neuordnung noch nicht erfaßt hat. In seiner Vor­
stellung liegt die wesentliche Änderung des Ehever­
fahrens offenbar nur darin, daß nunmehr statt der 
Landgerichte die Amtsgerichte entscheiden, auf deren 
Verfahren er mechanisch die im bisherigen Eheprozeß 
üblichen Methoden überträgt — mit dem Unterschied, 
daß er an die Stelle der Anwaltsschriftsätze nunmehr 
Parteieingaben setzt. Wird diese mechanische Über­
tragung bisheriger Methoden zur herrschenden Praxis, 
so kann freilich damit gerechnet werden, daß binnen 
kurzem die Amtsgerichte mit ihrem Pensum nicht 
mehr fertig werden.

Tatsächlich verkennt diese Übung den Sinn der 
Neuordnung, der, um es auf den kürzesten Nenner zu 
bringen, in erster Linie verlangt, daß das bisherige 
überwiegend schriftliche Verfahren durch ein über­
wiegend mündliches Verfahren ersetzt wird. Der 
Richter soll sich von den Parteien nicht s c h r e i b e n  
lassen, er soll mit ihnen s p r e c h e n !  Zum mindesten 
da, wo die Parteien nicht durch Anwälte vertreten 
sind, sollen die Akten außer der Klage, die aus prozeß- 
technischen Gründen nicht entbehrlich ist, und der 
Klagebeantwortung (die zur ersten Informierung des 
Richters vor dem vorbereitenden Termin erwünscht ist, 
auf die aber gegebenenfalls auch verzichtet werden 
kann) möglichst überhaupt keine schriftlichen Partei­
äußerungen enthalten; was bisher in diesen gesagt 
wurde, ist, soweit erheblich, jetzt in das im vor­
bereitenden Termin aufzunehmende Protokoll zu dik­
tieren. Es wäre ein schlimmes Armutszeugnis für un­
sere Richter, wenn es ihnen in der Regel nicht ge­
lingen sollte, in der Aussprache mit den Parteien all das 
aus ihnen herauszuholen, was sie zur Entscheidung 
des Falles bzw. zur erschöpfenden Vorbereitung der 
mündlichen Verhandlung wissen müssen. Die ganze 
Arbeit, die dem Richter durch das Lesen — und den 
Parteien durch das Schreiben — ellenlanger Schrift­
sätze entsteht, kann gespart werden. Was die Partei 
dem Richter s a g t  und w i e  sie es sagt, ist viel auf­
schlußreicher als alles, was sie dem Gericht schreibt; 
hinter einem Schriftstück ist der lebendige Mensch 
selten erkennbar.

Es ist also grundfalsch, den Prozeß mit einem end­
losen Schriftsatzwechsel beginnen zu lassen, wie es bei 
manchen Landgerichten üblich war und offenbar auch 
dem Schreiber des obigen Zitats vorschwebt. Vielmehr 
ist der vorbereitende Termin möglichst umgehend nach 
Eingang der Klagebeantwortung anzuberaumen, so 
daß für weitere Schriftsätze gar keine Zeit bleibt. 
Versteht der Richter sein Handwerk, so wird die 
Partei den vorbereitenden Termin mit dem Gefühl 
verlassen, daß weitere schriftliche Eingaben vorerst 
nicht erforderlich sind. Schreibt sie gleichwohl, und 
enthält der Schriftsatz lediglich Wiederholungen oder 
unerhebliches Vorbringen, so braucht sich der Richter 
nicht zu scheuen, den Schriftsatz zu den Akten zu 
schreiben, anstatt durch Übersendung einer Abschrift 
an den Gegner weitere, ebenso unerhebliche Erwide­
rungen zu provozieren; selbstverständlich darf dieser 
Schriftsatz dann auch bei der Entscheidung in keiner 
Weise gegen die andere Partei verwendet werden. In 
geeigneten Fällen wird es zur Vermeidung unnötiger 
Schreibarbeit auch genügen, einen Schriftsatz nur aus­
zugsweise, d. h. unter Weglassung alles Unerheblichen, 
dem Gegner zur Erklärung zugehen zu lassen. Es darf 
niemals vergessen werden, daß gerade im Hinblick auf 
die stärkere Betonung der Mündlichkeit — § 129 
ZPO! — der Amtsgerichtsprozeß sich vom Landgerichts­
verfahren unterscheidet und daß gerade dieser Um­
stand eines der Motive für die Übertragung der Ehe­
sachen an die Amtsgerichte gewesen ist.

Schließlich ein Wort zu dem in dem obigen Zitat 
beklagten Zeitverlust, der den unvertretenen Parteien
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